




















Vorsorge gegen Bodenbelastungen, sparsamer Landverbrauch und eine 
geringere Versiegelung des Bodens sowie die Beseitigung von Schäden 
sind unsere Ziele. Durch unsere umweltorientierte Landwirtschaftspoli­
tik fördern wir eine weniger intensive und eine umweltschonendere Land­
bewirtschaftung. 

• Grundwasser- und Gewässerschutz: Die Anstrengungen zum Schutz 
unserer Gewässer haben sich gelohnt. Nach Jahrzehnten sind Fischarten 
wie Lachs und Forelle wieder in die Flüsse zurückgekehrt. Im bundes­
weiten Leistungsvergleich der Kläranlagen hat Baden-Württemberg eine 
Spitzenposition. Künftig geht es darum, durch eine dritte Reinigungsstufe 
die Überdüngung der Gewässer durch Nährstoffe wie Phosphor und 
Stickstoff gezielt zu verhlndern. Mit einer Novellierung des Wassergeset­
zes soll der Wasserbau stärker an ökologischen Kriterien orientiert wer­
den. Insbesondere sollen naturbelassene Gewässerrandstreifen erhalten 
bzw. geschaffen werden, wobei die Landwirte für Ertragausfälle zu ent­
schädigen sind. Bereits mit der Einführung des "Wasserpfennigs" hat 
Baden-Württemberg als erstes Land ein Interessenausgleich zwischen 
Trinkwasserschutz und Landwirtschaft herbeigeführt. 

• Luftreinhaltung: Nach den großen Erfolgen bei der Reduzierung des 
Schadstoffausstoßes aus Kraftwerken wird eine vorsorgende Luftreinhal­
tepolitik, welche die Luftqualität insgesamt verbessert, immer wichtiger. 
Schwerpunktmäßig sollen in Zukunft Benzindämpfe, die beim Tanken 
frei werden sowie die durch den Straßenverkehr verursachten Luftbela­
stungen drastisch verringert werden. Bis zum Jahr 2000 wollen wir ge­
meinsam mit der Automobilindustrie den Kraftstoffverbrauch der PKW 
drastisch reduzieren und den Anteil von Fahrzeugen mit alternativem An­
trieb erhöhen. Außerdem ist die Erarbeitung umfassender Luftreinhalte­
pläne in Ballungsgebieten, wie sie bereits für Mannheim, Stuttgart und 
Karlsruhe vorliegen, auch für andere Städte und Regionen erforderlich. 

• Lärmschutz: Lärm ist das Umweltproblem, von dem sich die Bürger un­
seres Landes persönlich am stärksten belästigt fühlen. Die CDU will 
durch entsprechende Maßnahmen den Lärm an der Quelle wirkungsvoll 
bekämpfen durch eine Verbesserung der Lärmschutzvorschriften für In­
dustrie und Gewerbe. Dazu gehört auch eine Verminderung des Ver­
kehrslärms bei neuen Verkehrswegen, die Lärmsanierung an bestehenden 
Straßen- und Schienenwegen, sowie die Beschaffung lärmarmer Nutz­
fahrzeuge für die öffentliche Verwaltung. 

• Abfallbeseitigung: Abfall ist die Kehrseite unserer Wohlstandsgesell­
schaft. Die Vermeidung sowie die Nutzung und Verwertung von Abfällen 
müssen daher das oberste Gebot für Wirtschaft und Verbraucher sein. 
Die Rangordnung in der Abfallwirtschaft muß lauten: Vermeidung, stoff­
liche Verwertung, thermische Verwertung, Deponierung des Restmülls. 
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Das neue Landesabfallgesetz hat die umweltorientierte Abfallwirtschaft 
zum Ziel. Wir wollen bis zum Jahr 2000 Haus- und Sondermüll um die 
Hälfte reduzieren, wozu auch gesetzgeberische Maßnahmen des Bundes 
erforderlich sind. 

Die neue Verpackungsverordnung des Bundes ist ein wichtiger Schritt in 
die richtige Richtung. Die Rücknahmepflichten für abfallintensive und 
schadstoffhaltige Produkte, die Informationspflicht über umweltrelevante 
Eigenschaften und die Wiederverwertbarkeit von Produkten sind weitere 
Schritte, die wir auf Bundesebene anstreben. 

Wer Abfälle produziert, muß dafür zahlen, sonst hat er kein Interesse an 
deren Vermeidung. Folgerichtig hat Baden-Württemberg als erstes Land 
eine Sondermüllabgabe auf Industrieabfälle eingeführt, die vom Bund 
und anderen Bundesländern übernommen wird. Die Einnahmen aus der 
Sonderabfallabgabe werden im Interesse der Umwelt für Maßnahmen der 
Sondermüllvermeidung und der Altlastenbeseitigung eingesetzt. 

Auch bei einer noch so erfolgreichen Vermeidung und Wiederverwertung 
bleibt es erforderlich, den Restmüll ordnungsgemäß zu entsorgen. Die 
umweltverträgliche Müllverbrennung wird daher auch in Zukunft unver­
zichtbar sein. Baden-Württemberg wird daher zwei Sondermüllverbren­
nungsanlagen bauen, deren modernste Technik (wie z.B. Dioxincracker) 
eine unzumutbare Luftbelastung verhindern. 

• Gesundheit und Umwelt: Gesundheitspolitik ist ein wesentlicher Teil ei­
ner freiheitlichen Gesellschaftspolitik und untrennbar mit der Umweltpo­
litik verknüpft. 
Umwelthygiene, Gesundheitsvorsorge sowie Gesundheits- und Ernäh­
rungserziehung auch als regulärer Bestandteil des Schulunterrichts, die 
Förderung von Eigenverantwortung und Gesundheitsbewußtsein der Bür­
ger sind Schwerpunkte unserer Politik. Die Gesundheitsämter sollen zur 
Beobachtung, Erfassung und Bewertung gesundheitsrelevanter Umwelt­
belastungen befähigt sein. Die Erforschung der Umwelteinflüsse auf die 
menschliche Gesundheit soll intensiviert werden. Das neu geschaffene 
Landesgesundheitsamt wird die rasche Umsetzung von Forschungsergeb­
nissen gewährleisten. 
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Der Heimat verpflichtet -
Lebensqualität im ganzen Land 

Baden-Württemberg zeichnet sich seit jeher durch ein beispielhaftes Gleich­
gewicht zwischen Stadt und Land, zwischen industriellen Ballungsräumen 
und weniger stark besiedelten ländlichen Räumen aus. Diese Ausgewogen­
heit der Wirtschafts- und Siedlungsstruktur und die kulturelle Vielfalt be­
stimmen ganz wesentlich die Dynamik, die Leistungskraft und die 
Attraktivität unseres Landes. Der wirtschaftliche, ökologische und kulturelle 
Beitrag der ländlichen Regionen Baden-Württembergs ist für das Land unver­
zichtbar. 

Die großen Zentren und Ballungsräume prägen das Gesicht Baden­
Württembergs als Industrieland und müssen daher funktionsfähig und le­
benswert erhalten werden. Dies erfordert den Ausbau der Verkehrssysteme. 
Die vorhandenen Freiflächen müssen geschützt und Industriebrachen genutzt 
werden. Sie sind wichtige Erholungsflächen inmitten des großstädtischen 
Trubels. Die Ballungsräume verfügen über die zentralen Kunst-, Kultur- und 
Sporteinrichtungen. Sie bieten damit ein attraktives Angebot für das ganze 
Land Baden-Württemberg. 

Um die Ballungsräume funktionsfähig zu halten, ist die Regionalpolitik in 
besonderer Weise gefordert. Dies gilt sowohl für den Raum Mannheim/Hei­
delberg, den Raum Karlsruhe wie auch für die Region Stuttgart. Die Regio­
nen müssen weiterhin entwicklungs- und wachstumsfähig bleiben, wenn sie 
im europäischen Wettbewerb bestehen wollen. 

Ziel der CDU ist die freiwillige, partnerschaftliche Zusammenarbeit der 
Kommunen zum Wohle der Bürger. Regionales Denken muß in vielen Fällen 
das rein lokale Denken ablösen oder zumindest ergänzen. Es geht auf die 
Dauer einer Stadt in der Region nicht gut, wenn die Attraktivität der gesam­
ten Region nachläßt. 

Die CDU Baden-Württemberg wird sich auch in Zukunft dafür einsetzen, 
daß ein Ausgleich zwischen städtischen und ländlichen Räumen stattfindet 
und die Menschen in ihrem Umfeld vergleichbare Chancen und die gleiche 
Lebensqualität vorfinden . Das gilt auch für jene deutschen Aussiedler, die 
wir aufnehmen. Die CDU hat durch ihre Landwirtschaftspolitik und ihre 
Strukturpolitik für den ländlichen Raum die Abwanderung aus dem ländli­
chen Raum gestoppt und sogar umgekehrt. 

Perspektiven für die Landwirtschaft - Landbewirtschaftung sichern 

Eine modernes Industrieland wie Baden-Württemberg ist ohne bäuerliche 
Landwirtschaft nicht denkbar und nicht überlebensfähig. Die CDU bekennt 
sich zur Solidarität mit den Bauern. Vorrangiges Ziel ihrer Politik ist es, die 
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bäuerlichen Familienbetriebe zu stärken, um auch künftig eine flächen­
deckende, umweltfreundliche Bewirtschaftung zu sichern. Strukturwandel 
wird es auch in Zukunft geben. Die CDU wird ihn durch ausbildungs- und 
sozialpolitische Maßnahmen begleiten. Die in Generationen gewachsene en­
ge Bindung der bäuerlichen Familien an den Boden 

• sichert einen pfleglichen Umgang mit dieser wichtigen Lebensgrundlage, 

• verhindert das Entstehen von großflächigen Monokulturen, 

• erhält unsere vielgestaltige Kulturlandschaft in ihrem abwechslungsrei­
chen Erscheinungsbild. 

Die CDU Baden-Württemberg befürwortet eine Vielfalt der betrieblichen 
Größen und Strukturen. Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe müssen sich 
gleichermaßen entwickeln können. Es müssen verläßliche Perspektiven für 
die bäuerlichen Familienbetriebe geschaffen werden. 

Die CDU hat der Agrarpolitik eine neue Orientierung gegeben. Gefördert 
werden soll nicht die weitere Produktionssteigerung, sondern die umwelt­
freundliche, eine den Naturhaushalt und den Boden schonende Landbewirt­
schaftung. Die Förderung der von Natur aus benachteiligten Gebiete ist 
ebenfalls ein wichtiger Teil des CDU-Konzepts. 

Um diese Ziele zu erreichen, hat das Land Baden-Württemberg insbesondere 
folgende Förderschwerpunkte festgelegt , die es auch in Zukunft weiterver­
folgen wird: 

• Ausgleich für wirtschaftliche Nachteile für die Nutzungsbeschränkung 
bei der Bodenbewirtschaftung in Wasserschutzgebieten, der über einen 
Solidarbeitrag der Wasserbenutzer und -verbraucher finanziert wird 
(Wasserpfennig); 

• Ausgleich für Bewirtschaftungsnachteile aufgrund der geographischen 
und topographischen Lage (Ausgleichszulage); 

• Förderung für junge Landwirte, die neu einen Hof übernommen haben; 

• Ausgleich von Einkommensverlusten durch EG-Beschlüsse unter sinnvol­
ler Umstellung und Anpassung der Produktion und der Unternehmens­
form (Existenzstützungsprogramm); 

• Förderung extensiver Grünlandnutzung in benachteiligten Gebieten aus 
ökologischen Gründen (Grünlandprogramm); 
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• Sicherstellung der Waldbewirtschaftung in Gebieten mit geringer Er­
tragsfühigkeit und erschwerten Bewirtschaftungsmöglichkeiten (Aus­
gleichszulage Wald) ; 

• Ausgleich für Flächenstillegungen und die Erzeugung geringerer Mengen 
auf gleicher Fläche (Extensivierung) ; 

• Ausgleich für Nutzungsbeschränkungen im Interesse der Landschafts­
pflege und des Biotop- und Artenschutzes; 

• Einführung eines Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsausgleichs 
(MEKA) als flächenbezogene, betriebliche Prämie für die bisher kosten­
los erbrachten Leistungen der Land- und Forstwirtschaft zur Pflege der 
Kultur- und Erholungslandschaft. Mit diesem neuen Programm, das als 
Modellprojekt von der Bundesregierung und der Europäischen Gemein­
schaft unterstützt wird, erhalten die Landwirte eine weitere Einnahme­
quelle. 

Die Landwirtschaft muß in der Einkommensentwicklung eine im Vergleich 
zu anderen Wirtschaftsbereichen ähnliche Perspektive erhalten. 

Neben der Fortführung und Verbesserung dieser erfolgreichen Förderpro­
gramme richten sich künftig unsere Anstrengungen auf: 

• die Erzeugung nachwachsender Rohstoffe, weil diese zur Reduzierung 
der Luftbelastung und der landwirtschaftlichen Überproduktion beitra­
gen und fossile Energien schonen. Dabei reicht es nicht aus, die Möglich­
keiten der Verwendung nachwachsender Rohstoffe zu erforschen, 
sondern auch der Absatz muß dort gefördert werden, wo er als Alternati­
ve zum Erdöl oder zu Kohle sinnvoll ist; 

• die weitere Verbesserung des Arbeitsplatzangebots im ländlichen 
Raum, denn besonders Neben- und Zuerwerbslandwirte sind darauf an­
gewiesen, einen Arbeitsplatz in der Nähe ihres Hofes zu finden; 

• die Weiterentwicklung des landwirtschaftlichen Bildungswesens, ins­
besondere der Fachschulen für Landwirtschaft, damit die Landwirte und 
Bauern den künftigen Anforderungen einer umweltschonenden Landwirt­
schaft besser gerecht werden können. 

• Die Reform der landwirtschaftlichen Altershilfe durch die sozialrecht­
liche Gleichstellung der Ehegatten in landwirtschaftlichen Unternehmen. 
Vorrangig sind ein eigenständiger Altersgeldanspruch für Bäuerinnen und 
Hinterbliebenenleistungen beim Tod der Bäuerin. 
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Die europäische Agrarpolitik muß zum Marktgleichgewicht führen, die öko­
logischen Belange stärker berücksichtigen und zu einer vernünftigen Weiter­
entwicklung der Betriebseinkommen beitragen. Mit dem Abbau der Über­
schüsse und den damit verbundenen Einsparungsmöglichkeiten bei den 
Marktordnungskosten können die agrar- und finanzpolitischen Spielräume 
für produktionsunabhängige Einkommen geschaffen werden. 

Ländlicher Raum 

Die CDU wird das Dorfentwicklungsprogramm und das Strukturpro­
gramm ländlicher Raum fortführen. Ziele unserer Politik sind: 

• Erhaltung und Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze; 

• Öffentliche Einrichtungen und Dienstleistungen müssen auch im ländli­
chen Raum in zumutbaren Zeiten erreichbar sein; 

• attraktive Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten sowie ein differen­
ziertes kulturelles Angebot sind für den ländlichen Raum unverzichtbar; 

• die Verkehrsinfrastruktur muß verbessert und der flächendeckende schie­
nengebundene Personenverkehr beibehalten werden; 

• der Forschungs- und Technologietransfer sowie eine entsprechende Bera­
tung der mittelständischen Unternehmen muß weiter ausgebaut werden, 
damit diese auch in Zukunft wettbewerbsfähig bleiben. 

Sicherheit schützt Freiheit 

Die Erhaltung des inneren Friedens, von Sicherheit und Freiheit sind ein 
zentrales Anliegen der CDU. In einem demokratischen Rechtsstaat müssen 
die Bürger frei und sicher leben können. Haben Bürger den Eindruck, daß 
der demokratische Rechtsstaat nicht verteidigungsbereit ist und nicht im not­
wendigen Maße gegen Bedrohungen der inneren Sicherheit vorgeht, werden 
sie sich von ihm abwenden. Eine konsequente Politik zum Erhalt der inneren 
Sicherheit ist ein wichtiger Beitrag für die Bewahrung unserer Demokratie. 

In den letzten Jahren haben die Gewaltkriminalität, die organisierte Krimina­
lität und das international organisierte Verbrechen erheblich zugenommen. 
Die organisierte Kriminalität erfaßt zunehmend alle Kriminalitätsfelder, in 
denen sich schnell große Profite erzielen lassen: Rauschgifthandel, Eigen­
tumskriminalität, Hehlerei , Wirtschaftskriminalität, illegales Glücksspiel, 
Einschleusung von Ausländern. Die Bekämpfung der organisierten Krimina­
lität, des Drogenhandels und des weiterhin gefährlichen Terrorismus werden 
daher in den nächsten Jahren besondere Bedeutung haben. Insbesondere wol­
len wir: 
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• Die Schlagkraft der Polizei und der Justiz zur Bekämpfung der organi­
sierten Kriminalität durch organisatorische Verbesserungen weiter ver­
stärken. Beispiele hierfür sind die Einrichtungen von speziellen 
Dezernaten "Bandendelikte/organisierte Kriminalität" bei den Polizei­
präsidien, Polizeidirektionen und Staatsanwaltschaften sowie die Stär- · 
kung der Zentralstellenfunktion des Landeskriminalamtes; 

• den Drogen- und Rauschgiftmißbrauch durch verdeckte Ermittlungen 
gegen die organisierte Rauschgiftkriminalität gezielt bekämpfen und 
durch regelmäßige Kontrollen den örtlichen Kleinhandel mit Drogen er­
schweren; 

• die Möglichkeiten des im letzten Jahr von uns verbesserten Landespoli­
zeigesetzes gezielt zur Verbrechensbekämpfung nutzen. Dazu gehört die 
systematische Sammlung von Daten zur vorbeugenden Abwehr von Ge­
fahren oder zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten, auch unter 
Einsatz verdeckter Ermittler bzw. verdeckter technischer Mittel zur Auf­
zeichnung des gesprochenen Wortes. Für die CDU hat die Verbrechens­
bekämpfung im Zweifel Vorrang vor den Rechten der Straftäter. Im 
Notfall muß deshalb ein Schwerverbrecher mit einem gezielten Schuß 
kampfunfähig gemacht werden können, wenn dies nach sorgfältiger Güte­
rabwägung das einzig mögliche Mittel ist, um einen rechtswidrigen An­
griff auf Leib, Leben oder Freiheit von Personen abwehren zu können; 

• die personelle und finanzielle Situation der Polizei durch Schaffung zu­
sätzlicher Stellen und angemessener Beförderungsmöglichkeiten verbes­
sern. Der Anteil des gehobenen Dienstes bei aer Polizei wird in den 
nächsten 10 Jahren mehr als verdoppelt. Das Land hat in den letzten Jah­
ren über 1.000 ne.ue Stellen für die Polizei geschaffen und über 10.000 Po­
lizeibeamte befördert. Die CDU wird sich weiterhin auf Bundesebene mit 
Nachdruck für die Einführung einer allgemeinen Ballungsraumzulage 
einsetzen. 

• die Bekämpfung der Umweltkriminalität verbessern; 

• das zusammen mit dem Land Bayern im Bundesrat eingebrachte "Gesetz 
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität" durchsetzen. Mit 
der Verabschiedung dieses Gesetzes würden die Strafverfolgungsbehör­
den die Möglichkeit erhalten, durch die Abschöpfung von Verbrechens­
gewinnen, die Verhinderung von Geldwäsche sowie die verbesserten 
Möglichkeiten für verdeckte Ermittlungen das organisierte Verbrechen 
erfolgreicher zu bekämpfen; 

• die grenzüberschreitende und internationale Zusammenarbeit im Be­
reich der Verbrechensbekämpfung erheblich verbessern. Die verbesserte 
Zusammenarbeit der Polizeibehörden im grenznahen Bereich, die Ein­
richtung eines " Europäischen Kriminalamtes" auf EG-Ebene dienen die­
sem Ziel. 
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Innere Sicherheit setzt äußere Sicherheit voraus. 
Ziele unserer Außen- und Sicherheitspolitik sind die Friedenserhaltung und 
Kriegsverhinderung, aber auch der Schutz vor politischer, wirtschaftlicher 
und militärischer Erpressung. 
Für die CDU Baden-Württemberg bleibt die NA1D als transatlantische 
Werte- und Verteidigungsgemeinschaft das Rückgrat unserer Sicherheit. 

Eine gute Ausbildung 
sichert jungen Menschen Zukunft 

Baden-Württemberg hat unter Führung der CDU durch enorme Investitionen 
in den Bildungsbereich eine Spitzenstellung in der quantitativen und qualita­
tiven Unterrichtsversorgung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland er­
reicht. Unser Land hat ein flächendeckendes Netz an Bildungseinrichtungen, 
das jedem unabhängig von seinem Wohnort die gleichen Bildungschancen si­
chert. Die Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes und der damit ver­
bundene Wettbewerb der Bildungssysteme, die wieder ansteigenden 
Geburtenzahlen, der Wanderungsgewinn und die gesellschaftlichen Verände­
rungen bedeuten neue Herausforderungen für das Bildungssystem. 

Der Erhalt und der weitere Ausbau des hohen Standards unseres Bildungswe­
sens und die Förderung von Kreativität, Flexibilität, Selbständigkeit, Eigen­
initiative und Verantwortungsbereitschaft sind unabdingbare Voraussetzun­
gen, um die Zukunftschancen der jungen Generation zu wahren. 

Baden-Württemberg wird das dreigliedrige Schulsystem beibehalten und fort­
entwickeln. Es bietet die besten Voraussetzungen dafür, den individuellen 
Begabungen und wirtschaftlichen Bedürfnissen der Gesellschaft gleicherma­
ßen gerecht zu werden. Es garantiert, daß die Schüler nicht überfordert wer­
den und ermöglicht zugleich Übergänge in andere Schularten, so daß einmal 
getroffene Entscheidungen über den jeweiligen Bildungsweg korrigiert wer­
den können. 

In der kommenden Legislaturperiode werden wir die Weichen stellen für ei­
ne Bildungspolitik, die sich an den Herausforderungen der Zukunft orientiert 
und ihnen gerecht wird. Dazu gehören insbesondere: 

• Die anstehende Lehrplanfortschreibung muß den Veränderungen in Po­
litik, Wirtschaft und Gesellschaft gerecht werden. Angesichts der mit 
dem aktuellen Wissenszuwachs einhergehenden Entwertung vorhandenen 
Wissens kommt einer breit angelegten Grundbildung und der Förderung 
von methodischen und sozialen Kompetenzen eine immer größere Bedeu­
tung zu. In Zukunft wird deshalb der fächerverbindende Unterricht wei­
ter intensiviert werden. 
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Die neuen Lehrpläne werden sich mehr an den Lernfortschritten der Kin­
der in der jeweiligen Altersstufe und wenig.er am Kanon der einzelnen 
Fachdisziplinen orientieren. Im Zuge einer Uberarbeitung der Lehrpläne 
muß auch geprüft werden, ob die Schüler durch eine Kürzung der Stun­
dentafel entlastet und der schulfreie Samstag allgemein eingeführt werden 
kann. 
Notwendig ist es, im Unterricht verstärktes Gewicht auf erweiterte Lern­
formen, wie z.B. entdeckendes Lernen, Teamarbeit oder soziales Lernen 
zu legen. Bildungsarbeit muß sich insbesondere auch der Charakter- und 
Persönlichkeitsbildung annehmen. 

• Sprachkenntnisse werden künftig immer wichtiger. Unser Ziel ist es, 
möglichst vielen Schülern das Erlernen von Fremdsprachen zu ermögli­
chen. Dies sollte verstärkt auch in pädagogisch angemessener Form be­
reits in der Grundschule, aber auch in den Berufsschulen erfolgen. Wir 
werden auch internationale Austauschprogramme von Bildungseinrich­
tungen sowie den Aufbau von europäischen Studiengängen an den Hoch­
schulen fördern. 

• Zu einer optimalen sonderpädagogischen Förderung behinderter Kin­
der gehört auch die Intensivierung der Begegnungen von behinderten und 
nichtbehinderten Kindern. Baden-Württemberg hat hierzu ein Koopera­
tionsmodell entwickelt, das am Wohl des Kindes orientiert ist und behut­
sam weiterentwickelt werden soll. 

• Wir setzen uns für die Einrichtung einer Landesschülervertretung ein, 
weil dadurch Jugendliebe frühzeitig zu einer eigenverantwortlichen und 
verantwortungsbewußten Vertretung ihrer Interessen angeleitet werden. 
Gleichzeitig befürworten wir die Stärkung der Elternmitwirkung an unse­
ren Schulen. 

• In Deutschland verbringen Schüler und Studenten längere Zeit auf Schu­
len und Hochschulen und sie treten deutlich später ins Erwerbsleben ein, 
als ihre Altersgenossen in anderen europäischen Ländern. Dieser Ent­
wicklung werden wir nicht tatenlos zusehen. Das Ziel der Verkürzung 
von Ausbildungszeiten läßt sich durch eine Straffung von Lehrplänen 
und durch die Vernetzung von Fächern im Rahmen eines pädagogischen 
Gesamtkonzepts erreichen, ohne dadurch einen Niveauverlust hinneh­
men zu müssen. 
Baden-Württemberg hat an bisher vier Standorten einen Schulversuch an 
allgemeinbildenden Gymnasien durchgeführt, der für besonders moti­
vierte und befähigte Schüler in acht Jahren zum bewährten, hohen Niveau 
unseres Zentralabiturs führt. 

Bei der Verkürzung der Ausbildungszeiten sind insbesondere die Universitä­
ten gefordert. 
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Hier muß die personelle und materielle Ausstattung so sein, daß die Einhal­
tung der Regelstudienzeit auch tatsächlich eingefordert werden kann. Mit ih­
rem Sonderprogramm für die Verbesserung von Forschung und Lehre an den 
Universitäten und Maßnahmen zur Erhöhung der studentischen Wohnheim­
plätze bat die Landesregierung eine erste Antwort auf diese Herausforderung 
gegeben. Außerdem sind Verbesserungen in der Lehre und die Konzentration 
der Studieninhalte auf das Wesentliche erforderlich. Wir werden neben den 
Universitäten die Berufsakademien und Fachhochschulen weiter ausbauen. 

Wir bekennen uns zum dualen System der Berufsausbildung. Wir benöti­
gen genügend hochqualifizierte Facharbeitskräfte, die den Anforderungen 
des internationalen Wettbewerbs gewachsen sind. Deshalb müssen wir at­
traktive Angebote auch für die Lehrenden an Berufsschulen machen und den 
Austausch mit der Praxis fördern. 
Zur Sicherung der Unterrichtsversorgung in Mangelfächern des berufsbil­
denden Schulwesens sollen die benötigten Lehrer durch besonders attraktive 
Bedingungen gewonnen werden, damit auch bei steigenden Schülerzahlen in 
Baden-Württemberg die traditionell gute Unterrichtsversorgung garantiert 

wird. 

Die allgemeine, berufliche und politische Weiterbildung wird zunehmend 
zum vierten Standbein der Bildung. Sie ist vorrangig eine Aufgabe der freien 
Träger. Der Staat hat hierzu jedoch die notwendigen Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit ein flächendeckendes, differenziertes Gesamtangebot entste­

hen kann. 

Besonders auch Jugendliebe sind durch Drogenmißbrauch gefährdet. Die 
Politik der CDU verfolgt das Ziel, Suchtabhängige wieder zu einem autono­
men, eigenverantwortlichen Leben zu befähigen. Die staatlich organisierte 
Abgabe von Drogen lehnt die CDU ab, denn dies würde eine Kapitulation 
vor dem Drogenproblem bedeuten. Damit werden Abhängige in die 
Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit zurückgestoßen. 

In Baden-Württemberg besteht ein flächendeckendes Netz an psycho-sozialen 
Beratungs- und ambulanten Behandlungsstellen für Suchtgefährdete und 
Suchtkranke, das mit Unterstützung der Verbände und der Kommunen weiter 
ausgebaut werden soll. Schwerpunkte sind dabei die Einrichtung von Jugend­
und Drogenberatungsstellen, die Verstärkung der aufsuchenden Arbeit und 
mehr Therapieplätze für Drogenabhängige. 
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Verantwortung für behinderte Menschen 

Eine an christlicher Menschenliebe und Humanität ausgerichtete Solidarge­
meinschaft trägt Verantwortung für ihre behinderten Menschen. Die Hilfsan­
gebote durch soziale Einrichtungen und Dienste für Behinderte haben in 
Baden-Württemberg einen hohen Stand. Die CDU tritt dafür ein, dieses Lei­
stungsniveau bedarfsgerecht weiterzuentwicklen. Dazu gehört auch die wei­
tere Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse Behinderter im Städte­
und Wohnungsbau, in der Verkehrspolitik und in der beruflichen Bildung. 

Die Frühförderung, die sich an Behinderte und von Behinderung bedrohte 
Kinder von der Geburt an wendet und die der Familie - insbesondere der 
Mutter - Unterstützung, Stabilisierung, Beratung und Anleitung bietet, muß 
weiterentwickelt werden. Die Hilfen für Behinderte sollen durch das Netz 
von Berufsförderungswerken, Berufsbildungswerken und Werkstätten für Be­
hinderte ausgebaut werden. 

Die CDU zollt der Familie, in der Kinder und Jugendliche aufgrund einer 
Behinderung der dauernden Pflege durch einen Familienangehörigen, insbe­
sondere der Mutter, bedürfen, ein hohes Maß an Anerkennung. Diese Fami­
lienarbeit soll durch den schrittweisen Ausbau der Anerkennung von 
Pflegezeiten in der Sozialversicherung angemessen gewürdigt und durch die 
Einrichtung einer Pflegeausbildung des pflegenden Familienangehörigen un­
terstützt werden. 

Für eine lebendige Kulturgesellschaft 

Baden-Württemberg ist ein Land mit einer großen kulturellen Vielfalt und ei­
nem großen Reichtum kulturellen Schaffens. Die CDU will diese Vielfalt er­
halten und eine Atmosphäre fördern , in der sich Kreativität, Fantasie und 
künstlerische Freiheit entfalten können. 

Kunst und Kultur sind Ausdrucksformen, die elementar zum Menschen ge­
hören und ohne die eine Gesellschaft arm wäre. Kunst und Kultur werden 
immer selbstverständlicher ein natürlicher Lebensbestandteil aller Schichten 
der Bevölkerung. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, die ihr Selbstbewußtsein 
nicht nur aus ihrer wirtschaftlichen und sozialen Leistungskraft bezieht, son­
dern die sich auch als Kulturgesellschaft versteht. Deshalb muß der Staat 
Kunst und Kultur fördern - behutsam, mit Respekt vor ihrer Freiheit und Ei­
genständigkeit und ohne Einflußnahme auf ihre Inhalte. 

Zur umfassenden Persönlichkeitsbildung tragen neben der Schule, der Hoch­
schule und der Weiterbildung die außerschulische Jugendbildung, die Aktivi­
täten der Jugendverbände, der Vereine, der Musikschulen und der 
Jugendkunstschulen bei. 
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Die vorbildliche Kunstkonzeption des Landes zur Weiterentwicklung der 
Kunstlandschaft Baden-Württembergs und die Leitlinien der CDU Baden­
Württemberg bleiben für die CDU auch in Zukunft die Richtschnur ihres 
kulturpolitischen Handelns. Zu den Grundsätzen christlich-demokratischer 
Kunst- und Kulturpolitik gehört die Förderung von etablierter und alternati­
ver Kunst, von Spitzen- und Breitenkunst, die Förderung kultureller Aktivi­
täten im außerschulischen Bereich und zur Pflege des Heimaterbes der Ost-, 
Sudeten- und Südostdeutschen sowie die grenzüberschreitende kulturelle Zu­
sammenarbeit. Kunst und Kultur bedürfen im ländlichen Raum einer beson­
deren Förderung. 

Folgende kulturpolitisch bedeutsame Projekte und Ziele des Landes sind be­
sonders hervorzuheben: 

• Die landesunmittelbare "Stiftungsakademie Schloß Solitude" fördert 
insbesondere jüngere, besonders begabte Künstler; 

• Die staatlichen Musikhochschulen werden systematisch ausgebaut; 

• Der Aufbau des "Zentrums für Kunst- und Medientechnologie" sowie 
der Aufbau einer Hochschule für Gestaltung gewährleistet in Forschung 
und Lehre die Verbindung der traditionellen Künste mit den neuen 
Medien; 

• Der Stärkung des Medienstandorts Baden-Württemberg dient die Einrich­
tung einer Filmakademie, deren Lehr- und Studienangebot systematisch 
ausgebaut wird; 

• Baden-Württemberg ist nicht nur das hochschul- sondern auch das mu­
seumsreichste Land der Bundesrepublik mit nicht weniger als 900 öf­
fentlich zugänglichen Museen. Das vorhandene Angebot wurde und wird 
ausgebaut; 

• Durch eine Reihe von Sonderprogrammen werden besonders hochwertige 
Kultur- und Baudenkmale durch gezielte Förderung vor dem Verfall 
bewahrt und Umweltschäden an Kulturdenkmalen gezielt beseitigt. 

• In der Förderung der Musikschulen ist das Land unter den Flächenstaa­
ten führend und beispielgebend. Dazu gehört auch die Förderung von 
Hochbegabten in einem System von Wettbewerben und landeszentralen 
Ensembles. Die CDU sieht die Jugendkunstschulen als einen wichtigen 
Beitrag zu einer umfassenden Kulturgesellschaft. 

Die zahlreichen musisch-kulturellen Vereine in Baden-Württemberg bieten 
jedem die Möglichkeit, sich in seiner freien Zeit aktiv künstlerisch zu betäti­
gen. Sie bilden eine breite Grundlage für das kulturelle Leben in unserem 
Land. 
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Die kulturelle, musische, soziale und sportliche Betätigung in einem Verein 
ist für uns Ausdruck unverzichtbaren bürgerschaftlichen Gemeinsinns. Die 
Förderung der Vereine ist daher auch in Zukunft für die CDU eine zentrale 
Aufgabe. 

Sport ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer lebendigen und vielfältigen 
Gesellschaft. Der Sport in der Schule und Hochschule sowie in den Organi­
sationen der Sportselbstverwaltung dokumentiert den ganzheitlichen Bil­
dungsansatz. Der Sport erfüllt wichtige soziale und erzieherische Aufgaben. 
Er fördert insbesondere die Begegnung zwischen den Menschen und 
Völkern. 

Es war bisher schon Grundsatz der Förderpolitik des Landes, die dafür not­
wendigen Voraussetzungen und Einrichtungen zu schaffen. Die großzügige 
Förderung von Spitzen- und Breitensport gehört zu den Traditionen unseres 
Landes. Ihr verdankt Baden-Württemberg seine Spitzenstellung im Länder­
vergleich. Das Land wird auch weiterhin den Sport in allen Bereichen gezielt 
fördern, um das qualitativ hohe Niveau halten zu können; insbesondere gilt 
dies für den Schulsport, das Kooperationsprogramm "Schule/Verein", den 
Behindertensport, den Freizeit- und Breitensport sowie den Leistungssport. 

Kinder sind das Beste und Wertvollste, 
was wir haben 

Die Familie ist die Keimzelle einer freiheitlichen und solidarischen Gesell­
schaft. Sie ist die Gemeinschaft, in der die Grundlagen für eine selbständige 
Persönlichkeit gelegt werden. In der Familie werden die Werte vermittelt, die 
ein menschenwürdiges Zusammenleben, gegenseitiges Vertrauen, Verant­
wortung, Zuwendung zu den Mitmenschen und Nächstenliebe ermöglichen . 

Deshalb hat die CDU die Familie in den Mittelpunkt ihrer Gesellschaftspoli­
tik gerückt. Das wird auch in Zukunft so bleiben. Auf der Grundlage einer 
erfolgreichen Bilanz wird die CDU in der nächsten Legislaturperiode den 
eingeschlagenen Weg weitergehen und neue Akzente setzen. 

Die Leistungen, die wir in Baden-Württemberg für Familien und für Kinder 
geschaffen haben, sind bundesweit vorbildlich und beispielhaft: 

• In den Jahren 1988 bis Ende 1991 wurden etwa 4,4 Milliarden DM für 
familienfördernde Hilfen ausgegeben. Allein im Vergleich der Jahre 
1988 und 1991 haben sich die finanziellen Hilfen für die Familien von 
rund 743 Millionen DM auf rund 1,4 Milliarden DM im Jahr verdoppelt. 
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• Wir haben auf Bundesebene zahlreiche familienpolitische Leistungen auf 
den Weg gebracht, wie zum Beispiel Erziehungsurlaub und Bundeserzie­
hungsgeld. Die bundesweit vorbildliche Ergänzung des Bundeserzie­
hungsgeldes durch unser Landeserziehungsgeld ermöglicht es einem 
Elternteil, sich drei Jahre lang ohne unzumutbare finanzielle Einschrän­
kungen und mit Wiederbeschäftigungsgarantie der Erziehung des Kindes 
zu widmen. 

• Wir sorgen in Baden-Württemberg nicht nur für die klassische Familie, 
sondern unsere Sorge gilt auch der zunehmenden Zahl von Alleinerzie­
henden mit ihren Kindern. Derzeit nehmen landesweit über 5.000 allei­
nerziehende Mütter unser bundesweit einmaliges Landesprogramm 
"Mutter und Kind" in Anspruch, wodurch es jungen Alleinerziehenden 
ermöglicht wird, sich bis zum Kindergartenalter der Erziehung ihres 
Kindes zu widmen. 

• In der Kindergartenbetreuung ist Baden-Württemberg führend unter 
den westlichen Ländern der Bundesrepublik Deutschland: Wir haben für 
über 90% Kinder zwischen drei und sechs Jahren einen Kindergarten­
platz. Das Land hat im Zeitraum von 1988 bis Ende 1991 mehr als eine 
Milliarde DM zur Förderung der Kindergartenplätze ausgegeben. Die 
CDU Baden-Württemberg unterstützt auf Bundesebene die Einführung 
eines Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz. 

Und so werden wir das Erreichte sichern und ausbauen: 

• Die Ganztagsangebote der Kindergärten wollen wir in den nächsten 
fünf Jahren um 10.000 Plätze auf insgesamt 21.000 Plätze erhöhen, eben­
so die Zahl der Kindergartenplätze mit flexiblen Öffnungszeiten von 
11.000 um 25.000 auf 36.000 Plätze. 

• Den Ausbau der schulbegleitenden Betreuung von Kindern werden wir 
insbesondere für berufstätige Eltern sowie für Alleinerziehende durch 
unsere Programme "Kernzeitenbetreuung an Grundschulen" und "Kin­
derhorte an der Schule" fördern. Im Endausbau streben wir landesweit 
eine flächendeckende und bedarfsgerechte Einrichtung der Kernzeiten­
und Hartbetreuung an. 

• Unsere Wohnungsbauförderung ist ganz überwiegend auf die Schaffung 
von Wohnraum für Familien mit Kindern ausgerichtet. Für junge Fa­
milien haben wir einen besonderen Wohnungsbaufonds eingerichtet. 

• Die CDU will verstärkt beitragen zu einer familienfreundlichen Nach­
barschaft und Lebenswelt. Dazu gehören die Förderung von Eltern­
Kind-Initiativen, N achbarschaftsinitiativen, Selbsthilfeeinrichtungen von 
Müttern (Mütterzentren) , Modellvorhaben für altersübergreifende Be-
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treuungsmöglichkeiten, sowie für eine bessere Verkehrssicherheit für 
Kinder, Maßnahmen für einen familiengerechten Städtebau. Maßnahmen 
und Hilfen, die wir im Interesse der Gesundheit unserer Kinder ergriffen 
haben, wie zum Beispiel die vorbildliche Gesundheitserziehung, wollen 
wir fortsetzen. 

• Die wirtschaftliche Situation der Familien wollen wir durch einen ge­
rechten Familienlastenausgleich weiter verbessern. Wir werden uns auf 
Bundesebene dafür einsetzen, daß der Kinderfreibetrag von derzeit 3.024 
DM künftig auf die Höhe des Existenzminimums von mindestens 6.000 
DM angehoben wird. Das Kindergeld soll auf Familien konzentriert wer­
den, die nicht oder nur teilweise die steuerlichen Freibeträge nutzen kön­
nen. Entsprechend werden wir die Hilfen für Alleinerziehende 
bedarfsgerecht ausbauen. 

• Die Aufwertung der Familienarbeit wollen wir durch den schrittweisen 
Ausbau der Anerkennung von Kindererziehungszeiten und von Pfle­
gezeiten in der Sozialversicherung, insbesondere bei der Alterssiche­
rung, weiter vorantreiben. Seit Januar 1992 werden für neugeborene 
Kinder drei Jahre als Versicherungszeit in der Rentenversicherung ange­
rechnet. 

• Kindern, die körperliche oder seelische Gewalt oder sexuellen Miß­
brauch erleiden, muß in einem möglichst frühen Stadium Hilfe zuteil 
werden. In ihrem Interesse muß diese Hilfe auch den Angehörigen ange­
boten werden, selbst wenn sie Täter oder mitschuldig sind. Angesichts 
der beträchtlichen Dunkelziffer über das wirkliche Ausmaß von Gewalt 
gegen Kinder ist es unerläßlich, Erzieherinnen, Lehrer, Ärzte und Ju­
gendämter durch Fortbildungsangebote zu befähigen, Kindesmißhand­
lungen zu erkennen und den betroffenen Kindern zu helfen. Dazu sollen 
auch neuartige Hilfeangebote wie beispeilsweise Kinderschutzzentren so­
wie Eltern- und Kindersorgentelefon erprobt werden. 

Mit diesen Maßnahmen und mit seinen Beratungs-Richtlinien leistet Baden­
Württemberg einen wichtigen Beitrag auch zum Schutz des Lebensrechts un­
geborener Kinder in unserem Land. 
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Mit den Frauen Gleichberechtigung durchsetzen 

Nie hatten Mädchen und Frauen so gute Chancen wie heute, und in keinem 
anderen Bundesland können sie bei der Verwirklichung ihrer Lebensper­
spektiven so sehr auf die Hilfe und auf die Unterstützung des Staates zählen 
wie hier in Baden-Württemberg. Und das gilt unabhängig davon, ob sie sich 
für die Familie, für den Beruf oder für eine Verbindung von Familie und Be­
ruf entscheiden. 

Dennoch bleibt viel zu tun: Noch immer ist die Gleichberechtigung in der 
Praxis der Arbeitswelt nicht verwirklicht. Nach wie vor sind Frauen in Füh­
rungspositionen von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft unterrepräsentiert. 
Um das Ziel der Gleichberechtigung von Frauen im Lebensalltag zu sichern, 
ist die Unterstützung der Männer und aller gesellschaftlicher Gruppen erfor­
derlich. 

Im Spannungsfeld zwischen Familie und Beruf sind Frauen in erheblich stär­
kerem Maße als Männer beansprucht; sie haben deshalb auch einen besonde­
ren Anspruch auf die Hilfe und Unterstützung des Staates, damit sie Familie 
und Beruf besser als bisher vereinbaren können. 

Die Frauenpolitik der CDU läßt sich von der Überzeugung leiten, daß es 
nicht Aufgabe des Staates sein kann, Frauen oder Männern ein bestimmtes 
Rollenbild vorzugeben. Die CDU setzt sich vordringlich dafür ein, daß die 
Leistungen von Frauen in der Familie und bei der Erziehung der Kinder gro­
ße Wertschätzung und Anerkennung finden. Die Zahl der Frauen, für die der 
Beruf zu einem selbstverständlichen Bestandteil ihrer Lebensperspektive ge­
worden ist, wächst. Die CDU verfolgt daher das politische Ziel, durch eine 
umfassend angelegte, integrierte Gesellschaftspolitik dazu beizutragen, daß 
Frauen und Männer Familie und Arbeitswelt besser als bisher verbinden 
können. 

Durch die Errichtung einer eigenen Abteilung Frauen im Sozialministerium 
erhält die Frauenpolitik in Zukunft ein noch größeres Gewicht. 

Die Frauenförderung der CDU wird sich in den nächsten Jahren auf folgende 
Schwerpunkte konzentrieren: 

• Förderung von Mütterinitiativen und Mütterzentren in Baden­
Württemberg; 

• Ausbau der Beratung und der Hilfen für die Rückkehr und die Wieder­
eingliederung in den Beruf nach der Familienphase; 

• Weiterbildung sowohl für berufstätige Frauen als auch für Mütter, die 
sich der Kindererziehung widmen, insbesondere im Bereich neuer 

33 



Kommunikations- und Informationstechnologien, damit Frauen bei die­
sen zukunftsträchtigen Arbeitsplätzen nicht benachteiligt werden. Durch 
Fortschreibung der arbeits- und tarifrechtlichen Regelungen ist das Ange­
bot zur Weiterbildung zu verbessern; 

• die Aufwertung der Teilzeitarbeit und ein erhöhtes Angebot von qualifi­
zierten Teilzeitarbeitsplätzen; 

• die Einrichtung einer Pflegeausbildung für Frauen nach der Fami­
lienphase; 

• Ausbau und Unterstützung der Arbeit von Frauen und von Frauenbeauf­
tragten im öffentlichen Dienst und in der Wirtschaft; 

• Beratung, Aufklärung, Hilfangebote und Modellprojekte mit dem Ziel, 
Mädchen und Frauen wirksamer zu schützen vor sexuellem Mißbrauch, 
Gewalt und Belästigung. Neben geeigneten Hilfsmaßnahmen wird sich 
die CDU auch für eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit einsetzen, um einer­
seits die Bevölkerung für Fragen der Gewalt gegen Frauen und Mäd­
chen zu sensibilisieren und andererseits die oft vorherrschenden Vorur­
teile abzubauen, um auf längere Sicht eine Bewußtseinsänderung herbei­
zuführen. 

Ältere Menschen 
gehören in die Mitte unserer Gesellschaft 

Ältere Menschen wollen ihr Leben eigenverantwortlich und selbstbestimmt 
gestalten können. Sie haben den Wunsch, so lange wie möglich selbständig 
und in der vertrauten Umgebung zu bleiben und wollen freiwillig Aufgaben 
für die Gemeinschaft übernehmen. Ihr fachliches Können und Ihre Erfah­
rung sind sowohl für die gewerbliche Wirtschaft als auch für den Dienstlei­
stungsbereich von _großem Nutzen. Deshalb gehören ältere Menschen in 
unsere Mitte. Der Ubergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand muß viel 
flexibler gestaltet werden. Dies entspricht dem Wunsch vieler Menschen am 
Beginn des dritten Lebensabschnitts. 

Die über 60-jährigen sind weder in den Parteigremien, noch in den Parla­
menten angemessen vertreten. Thre Repräsentanz muß entsprechend ihrem 
Anteil in der Partei und der Bevölkerung erheblich verbessert werden. 

Mit der zunehmenden Zahl der Senioren wächst auch die Zahl derjenigen, 
die allein leben, vereinsamt oder pflegebedürftig sind . Die CDU hat daher 
die Hilfen für kranke und pflegebedürftige Menschen konsequent ausgebaut 
sowie Weichenstellungen für eine Neuorientierung der Politik für ältere 
Menschen vorgenommen. Herausragende Maßnahmen und Ziele unserer Po­
litik sind: 
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• Der Aufbau eines flächendeckenden Netzes von 380 Sozialstationen im 
Land, die pflegebedürftigen Menschen in ihren eigenen vier Wänden 
pflegerische und hauswirtschaftliche Hilfen anbieten. Wir wollen diese 
ambulanten Dienste bis zum Jahr 2000 mit insgesamt fast 4.000 weiteren 
Personalstellen ausstatten. Außerdem haben wir gemeinsam mit der Liga 
der Freien Wohlfahrtspflege und den kommunalen Landesverbänden eine 
Konzeption erarbeitet, mit der die verschiedenen Hilfsangebote im Inter­
esse unserer älteren Mitmenschen besser aufeinander abgestimmt 
werden. 

• Rehabilitation geht vor Pflege. Deshalb haben wir ein Geriatriekonzept 
entwickelt, mit dem im Interesse der Gesunderhaltung älterer Menschen 
in einem etwa 10-jährigen Umsetzungsprogramm rund 2.450 Plätze für 
die geriatrische Rehabilitation entstehen sollen. Darüber hinaus sollen 
örtliche Netzwerke aufgebaut werden, die z .B. ein ausreichendes Ange­
bot an Kurzzeitpflegeplätzen, Tagespflegeplätzen und abgestimmten am­
bulanten Hilfen enthalten, um kranken und pflegebedürftigen älteren 
Menschen möglichst lange ein Leben in den eigenen vier Wänden und 
bei ihrer Familie zu ermöglichen. 

• Das Angebot an Heimplätzen für ältere Menschen haben wir seit 1980 
von 54.520 auf 71.212 im Jahr 1990 erhöht. Um ausreichendes und quali­
fiziertes Personal für die Altenpflege zu gewinnen, haben wir durch ei­
ne Anhebung der Pflegepersonalschlüssel die Einstellung von 4.000 
zusätzlichen Pflegekräften ermöglicht und die Investitionsförderung von 
30% auf 40% pro Pflegeplatz angehoben. 

• gemeinsam mit den zuständigen Verbänden und Trägern haben wir das 
Ausbildungsangebot an Berufsfachschulen für Altenpflege verbessert 
und pro Jahr 1.000 Wohneinheiten für ältere Menschen gefördert. 

Politik für und vor allem mit der älteren Generation muß sich künfig stärker 
auf die Möglichkeiten zur eigenständigen Gestaltung des "Dritten Lebensab­
schnittes" durch die Senioren selbst konzentrieren. Wir brauchen eine neue 
"Kultur des Helfens". 

Deshalb treten wir ein für: 

• Eine Absicherung des finanziellen Pflegerisikos im Alter durch eine 
Pflegeversicherung, die die nachwachsende Generation nicht unzumut­
bar belastet. 

• Den weiteren bedarfsgerechten Ausbau der ambulanten, teilstationären 
und stationären Einrichtungen der Altenhilfe; 
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• Eine verstärkte Förderung für den Neubau von betreuten Altenwoh­
nungen· sowie für den altengerechten Umbau von vorhandenem 
Wohnraum; 

• Die Initiierung von Modellen zur Selbstorganisation und Selbsthilfe äl­
terer Menschen, wie dies zum Beispiel die 'J\ktiven Senioren" und "Se­
niorengenossenschaften" in Baden-Württemberg bereits mit Erfolg tun. 
Auch generationenübergreifende Initiativen, in denen Junge und Alte zu­
sammenarbeiten, sind zu begrüßen. 

• Die Vertiefung unseres Wissens über die gesundheitlichen und sozialen 
Erscheinungen des Alters durch die Einrichtung eines Zentrums für Al­
tersforschung; 

• Eine weitere Steigerung der Attraktivität und der Qualität der Pflegeberu­
fe, z.B. durch die Einrichtung eines Fachhochschulstudiums für Pflege­
dienstleitungen und Unterrichtskräfte im Pflegewesen. 

• Eine deutliche Aufwertung des Engagements von Familienangehörigen 
und freiwilligen Helfern im Bereich der Pflege. Insbesondere treten wir 
dafür ein, die familiäre und ehrenamtliche Pflegetätigkeit in der Ren­
tenversicherung angemessen zu berücksichtigen und längerfristig wie 
Zeiten der Kindererziehung als rentensteigemd anzuerkennen. 

Aufruf 

Die Landtagswahl am 5. April 1992 findet in einer aufregenden Zeit statt, 
in einer Zeit des Umbruchs, in der neue politische Aufgaben auf Deutsch­
land und Baden-Württemberg zukommen, die auch für die Landespolitik von 
großer Bedeutung sind. In solch einer Zeit neuer Risiken und großer Chan­
cen wählen die Bürger unseres Landes einen neuen Landtag. Sie entscheiden 
über den künftigen Weg unseres Landes, über die Zukunftschancen Baden­
Württembergs in einer veränderten Welt. 

In stürmischen Zeiten wechselt man nicht die Mannschaft, sondern hält 
Kurs, das Ziel fest im Blick; man übergibt das Steuer nicht einem bunten Ge­
misch von Roten , Grünen und unberechenbaren Freidemokraten. 

Deshalb kämpft die CDU am 5. April mit Erwin Teufel an der Spitze für eine 
eigenständige Regierungsmehrheit. 
Baden-Württemberg ist stark. Baden-Württemberg muß stark bleiben . Des­
halb brauchen wir eine starke CDU. Deshalb bitten wir Sie: Geben Sie am 
5. April Ihre Stimme der CDU und Erwin Teufel. 
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